
6l. Beiblatt Beiblatt zu.r Parlamentskorres pOildenz 18. Jänner 1956 , 

414/1 .A n f "1" aße 

der Abg. M a roh n e r; A i g n EI r, F r ö m e 1, S t a m p 1 e ~ und 
Genossen 

an den Bundesminister für finanzen, . 

betreffend die Kündigung/bei der L1nzer Wohnu.ngG-AG. 
\ ........... ~ 

Die Wohnungs ... .AG.~it dem Sitz in Linz ha t einen 'W'Qhnul1gsb.estand yon :rund 

10.000 Wohnungaeinheiten, die sioh hauptsäohlioh im Industriegebiet Obe1'Oo 

,8sterreich, Steiermark un Kärnten befinden. 

In den letzten vier Woohen hat die 6ffentliohe VelWaltung, vertreten 

duroh den ötfen't'liohen Verwalter, den ',~_. Magistratsbeamten Dr .. J.lbm I. 

SOhöpf, l."\1nd 3 •. 000 Mieter geriohtlioh gekündigt. Die ~ünd1gu.ngen v(:rfolgen 

den Zweok, eine ru.nd hu.ndertprozentige Srhöhung des Mietzinses u.nd der V~r­
waltungskosten herbeizuI'ühren. Weitere Kündigungen erfolgen lau.fend, und 

begreiflioherweise hat sich in diesen Indu.striegebieten der Arbeiterschaft 

eine bereohtig~e Erregungbemäcihtigt. 

:Die· betroffenen Mieter haben die. lUetzinsforderu.ng der Y1ohnungs-AG, in 

der ForJll; beantwortet, daß sie sioh bereit erklärten, jenen Mietzins zu ent .. 

:dohten, den das zur Enteohddung zuständige Gerioht. 8u.f G:J;'und des Zins­

stoppg"set zes für zu.lässigerklärt. Ohne eine solehe Entsoheidung über die 

zulässige ~ietz1nserhöhung zu. ve~nnlessent wurde zu den erwähnten Wohnungs-

aufkündigungen gesohritten. i t ) . s 
Der Wohnu~~sbestand der Wohnunss-AG./nnoh .bsohluß des Staatsvertra8ßs 

esterreichisohes Eigentum. Es ist euoh unmöglioh zu vertreten, daß der 

iffentliohe Verwal.ter, dieses österreiohieohenE1gentullis derart vorgeht Und un­

ter Umständen der Öffentliohkeit Kosten in namhaftem ~usmaß veru.rsaoht, die 
\ 

. bei einem Prozeßverlust einer so großen Zahl von gerichtliohen Kündigungen 

entstehe~ müssen. 

Dies ist u.mso u.nverständ110her, als den gefertigte~Abgeordneten be" 

kannt .ist t daß der Oberste Geriohtshof in einer Entsoheidung, d~e .unter 

NI'. 3 Ob 329/55 in de,s Spruohrepertorium aufgenoRlme n 'W\J.r de, a usg~sproohen, da~ 

alle derartigen Wohnungen den Vorsohriften des Zinsstoppge~etzes unterliegen. 

~m Hinblick au.f djn großen Umfang dieser Wohnungskündigungen und der 

verursaohten Erre6'Ung unter der Bevölkerung stellen die gefertigt enAbge­

ordneten an den Herrn Bundesmini~ter tür Finanzen die nachstehende 
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, n fra g el 

1. Ist ler Herr linanzministe; bereit. die notwendigen Schritte einzu­

leiten; damit 4ie vorgeno~enen lCündigungen zurüokgenommen werden, b~w.zu 

verhindern, daj weitere IUnd1gUngen erfolgen? -

Z. Ist er weiters 'beNit. die Wohnungs-AG. 1n tinz zu v-eranlaesen, 

den naoh dem Zlnaatop»-«e .. t. vor6eschriebeneZ? Weg· zu besohreiten, um eine 

allenfa.lls notwendise JU.etztDsregelung he.rbeizuführt3n'i 

............. - .... 
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